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Muster - Vereinbarung Schallschutzmassnahmen an Gebäuden (IGW - AW und >AW)
<< Absender >> 

<< Betreff >>

V E R E I N B A R U N G

zwischen

<< Kantonale Vollzugsbehörde >>

nachstehend "Kanton" genannt

und

<< Eigentümer >>

nachstehend "Gebäudeeigentümer" genannt

über den

Einbau oder die Kostenbeteiligung von Schallschutzmassnahmen
an der Liegenschaft << Adresse, PLZ, Ort, Parz. Nr >>.

1.
RECHTSGRUNDLAGE
Das Bundesgesetz über die Lärmsanierung der Eisenbahnen (BGLE) vom 24. März 2000 verlangt die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte (IGW) bei den Gebäuden entlang der Eisenbahnen. Wo dies - wie im vorliegenden Fall - mit Lärmschutzmassnahmen an der Quelle (Sanierung des Rollmaterials) oder auf dem Ausbreitungsweg (Lärmschutzwände) wegen unverhältnismässigen Kosten oder überwiegenden Interesssen nicht möglich ist, gewährt die Vollzugsbehörde (BAV) Erleichterungen. 

Können bei Eisenbahnanlagen wegen gewährten Erleichterungen die Alarmwerte (AW) nicht eingehalten werden, sind die Eigentümer von bestehenden Gebäuden verpflichtet, lärmempfindliche Räume mit geeigneten Massnahmen gegen Schall zu dämmen (BGLE Art.10.1). Der Bund bezahlt die Planung und Realisierung der Massnahmen zu 100%.

Sind die Immissionsgrenzwerte (IGW) überschritten, so bezahlt der Bund denjenigen Eigentümern bestehender Gebäude, welche die Fenster von Räumen mit lärmempfindlicher Nutzung freiwillig gegen Schall dämmen oder ähnliche bauliche Massnahmen treffen, 50 Prozent der Kosten (BGLE Art.10.2). Die Planung dieser Massnahmen bezahlt der Bund zu 100%.
Gemäss Bundesgesetz (BGLE) und Verordnung über die Lärmsanierung der Eisenbahnen (VLE) sorgen die Kantone für den Vollzug dieser Massnahmen. Zuständig für den Vollzug im Kanton << Name >> ist << Stelle >>.

2.
LÄRMSCHUTZMASSNAHMEN
Gestützt auf die rechtskräftige Plangenehmigungsverfügung des Bundesamtes für Verkehr vom << Datum >> betreffend der Lärmsanierung der Bahnlinie << Name >> in der Gemeinde << Gemeinde >> sind für die betreffende Liegenschaft die nachfolgend beschriebenen Schallschutzmassnahmen vorgesehen.
IGW - AW
Betrifft die vom Bund zu 50% finanzierten Massnahmen bei Lärmbelastungen über den Immissionsgrenzwerten (IGW), die auf freiwilliger Basis mit Kostenbeteiligung des Gebäudeeigentümers erfolgen.
> AW
Betrifft die vom Bund zu 100% finanzierten Massnahmen bei Lärmbelastungen über dem Alarmwert (AW), zu denen der Eigentümer verpflichtet werden kann.
Objektbeschrieb:

	Liegenschaft
	

	Parzellen-Nr.
	

	Eigentümer
	<< Name, Adresse, PLZ, Ort >>


Grundlage der nötigen Massnahmen gemäss dieser Vereinbarung bildet das akustische Projekt vom << Datum >> erstellt durch << Firma >> .

Massnahmen und Kosten

Im akustischen Projekt ist der aktuelle Zustand der Fenster und der nötige Sanierungsumfang aufgrund der einschlägigen Weisungen erhoben und protokolliert (siehe Beilage 1). Die Kostenangaben für Sanierungen basieren auf Schätzungen (± 20%). Änderungen gegenüber dem vorliegenden Projekt bleiben vorbehalten und können im gegenseitigen Einvernehmen vorgenommen werden.

In der folgenden Tabelle sind im oberen Teil die bereits vorgenommenen, rückerstattungsberechtigten Massnahmen und der Rückerstattungsbetrag aufgeführt. Der untere Teil der Tabelle enthält die geplanten Sanierungsmassnahmen mit den zu erwartenden Kosten (SSF = Schallschutzfenster; RLK = Rollladenkasten; SDL = Schalldämmlüfter).

	Rückerstattung
	

	
	Anzahl
	Kosten [Fr.]
	Kostenträger [Fr.]

	
	SSF
	RLK
	SDL
	SSF
	RLK
	SDL
	Andere
	Bund
	Eigentümer
	Total

	IGW - AW
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	> AW
	
	
	
	
	
	
	
	
	--
	

	Total Rückerstattung
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Sanierung
	

	
	Anzahl
	Kosten [Fr.]
	Kostenträger [Fr.]

	
	SSF
	RLK
	SDL
	SSF
	RLK
	SDL
	Andere
	Bund
	Eigentümer
	Total

	IGW - AW
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	> AW
	
	
	
	
	
	
	
	
	--
	

	Total Kosten Sanierung
	
	
	
	
	0
	0
	0


�   Der Eigentümer verzichtet auf die freiwilligen Massnahmen (wenn gewünscht bitte ankreuzen).

3.
AUSFÜHRUNG - ZUSTÄNDIGKEITEN

Die Planung der Schallschutzmassnahmen (akustisches Projekt) erfolgt durch den Kanton resp. durch beauftragte Fachleute. Für die Ausführung der Massnahmen stehen zwei Möglichkeiten zur Auswahl:

· Variante „Ausführung durch Kanton“ (Standardfall)

Für die Ausführung der Massnahmen (Planung, Bauleitung, Abrechnung) ist die vom Kanton beauftragte Firma << Firma >> verantwortlich. 

Nach unterschriebener Auftragserteilung (siehe Beilage) erhält der Gebäudeeigentümer ein Datenblatt über die vorgesehenen Massnahmen mit einem Zeitplan für die Ausführung sowie den Ausführungsdetails (z.B. Wahl des Rahmenmaterials, Rahmenfarbe, Schalldämmlüftertyp, usw.). Anschliessend holt der Planer Offerten bei Unternehmern ein, kontrolliert diese und bereitet den Werkvertrag zwischen dem Hauseigentümer und dem Unternehmer vor. Bauherr ist der Eigentümer. Anschliessend überwacht der Planer die Ausführung. Der Unternehmer erstellt eine Rechnung auf der die Anteile des Eigentümers und des Kantons ausgewiesen ist. Die Beträge werden entsprechend durch den Eigentümer und den Kanton bezahlt.

Nach Möglichkeit werden lokale Unternehmen bei der Auftragserteilung berücksichtigt. Der Hauseigentümer hat in jeder Projektphase ein Mitspracherecht. Er informiert allfällige Mieter über das anstehende Vorhaben.

Diese Lösung wird vom Kanton bevorzugt und empfohlen.

· Variante „Ausführung durch Eigentümer“ (Ausnahmefall)

Bei der Ausführung durch den Hauseigentümer holt dieser 3 Offerten von geeigneten Unternehmen ein und reicht diese dem Kanton zur Prüfung. Der günstigste Anbieter - unter Berücksichtigung der Leistungen - erhält den Zuschlag. Der Hauseigentümer erteilt nach Absprache mit dem Kanton dem Unternehmer den Auftrag. Will der Eigentümer den Auftrag einem anderen Unternehmer erteilen, trägt er allfällige Mehrkosten selbst. Der Kanton prüft die realisierten Schallschutzmassnahmen nach deren Fertigstellung. Detaillierte Angaben zur Dimensionierung der Schallschutzmassnahmen und den zu berücksichtigenden akustischen Anforderungen sind dem akustischen Projekt und dem beiliegenden Merkblatt zu entnehmen.

Rückerstattet werden nur die Kosten der Schallschutzmassnahmen sowie beauftragten Planern. Die Aufwendungen des Eigentümers werden nicht vergütet.

Die Sanierung ist bis am << Datum >> vorzunehmen und abzurechnen. 

Die Auswahl des Verfahrens "Kanton" resp. "Eigentümer" ist im beiliegenden Formular festzuhalten. 

4.
TECHNISCHE ANFORDERUNGEN

Die Anforderungen an die Schalldämmung der sanierten Fenster und der zugehörigen Bauteile wie Rollladenkästen und Schalldämmlüfter werden im akustischen Projekt festgelegt. Minimalanforderung ist ein spektral korrigiertes Bauschalldämmmass R'w+C von 32 dB resp. 38 dB. Zudem muss das Bauschalldämmmass R'w mindestens 35 dB und höchstens 41 dB betragen.

Schwach schalldämmende Aussenbauteile, die konstruktiv und materialmässig nicht Teil des Fensters sind (z.B. Aussenwände, Brüstungen, Kniestockwände, Dachkonstruktionen etc.) sind, soweit gewünscht, zu Lasten des Gebäudeeigentümers zu sanieren. Ein Schallschutzfenstereinbau resp. eine Kostenbeteiligung des Bundes erfolgt nur, sofern der Gebäudeeigentümer bereit ist, allenfalls vorhandene schalltechnische Schwachstellen der Gebäudehülle auf seine Kosten zu sanieren.

Im übrigen gelten auch die SIA-Normen 181 „Schallschutz im Hochbau“ und 331 „Fenster“ sowie weitere Normen und Richtlinien der Fachverbände sowie die kantonale Energiegesetzgebung.

Die Anforderungen sind von der Firma, welche die Fenster und zugehörigen Bauteile saniert resp. ersetzt, zu garantieren. Siehe dazu das beigelegte Merkblatt. 

5.
KOSTEN - RÜCKERSTATTUNG
Der Bund übernimmt bei Lärmbelastungen über dem Alarmwert (> AW) die Kosten für die Planung, Projektierung und Realisierung der Schallschutzmassnahmen gemäss der unter Abschnitt 2 definierten Massnahmen zu 100%.

Die Kosten für Massnahmen bei Lärmbelastungen zwischen dem Immissionsgrenzwert und dem Alarmwert (IGW - AW) gemäss Abschnitt 2 werden zu 50% vom Bund übernommen. Der Gebäudeeigentümer verpflichtet sich mit Unterzeichnung dieser Vereinbarung, seinen Kostenanteil (50%) zu leisten. Die Kosten für die Planung (Vorprojekt, akustisches Projekt, Abnahmen, Kontrollen) übernimmt der Bund zu 100%.

Bei bereits realisierten, den Anforderungen entsprechende Schallschutzmassnahmen werden auf Antrag des Gebäudeeigentümers hin die entsprechend Kostenbeteiligungen rückerstattet. Verzinsung, Abschreibung und Eigenleistungen werden bei der Bemessung des Rückerstattungsbeitrages nicht berücksichtigt.

6.
UNTERHALT
Alle Teile (Fenster, Rollladenkasten, Schalldämmlüfter etc.) gehen nach Abschluss des Verfahrens in das Eigentum des Gebäudeeigentümers über.

Die Garantien leistet der Unternehmer direkt dem Eigentümer (Bauherr). Ansprüche aus allenfalls später auftretenden Mängeln macht der Eigentümer direkt beim Unternehmer geltend.

Nach VLE Art. 31 Abs. 2 trägt der Hauseigentümer die Kosten für den Unterhalt und die Erneuerung der eingebauten Schallschutzmassnahmen. Es dürfen keine Veränderungen an den Bauteilen vorgenommen werden, welche die Wirkung verschlechtern.

Der Hauseigentümer informiert allfällige Wohnungsmieter über die bei der Lüftung von Räumen mit Schallschutzfenstern und Schalldämmlüftern zu beachtenden Verhaltensregeln entsprechend dem beigelegten Informationsblatt "Optimales Lüften".

Der Bund oder der Kanton haften nicht für allenfalls nach der Sanierung entstehende Feuchte- oder Schimmelschäden.

7.
RECHTSNACHFOLGE 
Die Parteien verpflichten sich, alle Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Vereinbarung ergeben, auf ihre allfälligen Rechtsnachfolger zu übertragen mit der Verpflichtung zur Weiterübertragung (z.B. bei Handänderung der Liegenschaft).

Bitte nachfolgende Angaben vollständig ausfüllen (bitte Gewünschtes ankreuzen):
Entscheid über den Einbau von Schalldämmlüftern (eine von drei Varianten ankreuzen):
�
Gebäudeeigentümer wird  die angebotenen Schalldämmlüfter einbauen.
�
Gebäudeeigentümer verzichtet auf den Einbau von folgenden Schalldämmlüftern (Bezeichnung gemäss dem akustischen Projekt, zB. 1.1, 2.3 etc.).

�
Gebäudeeigentümer verzichtet vollständig auf die Schalldämmlüfter. 

Entscheid über die Ausführung der Schallschutzmassnahmen (siehe Abschnitt 3, eine Variante ankreuzen): 

�
Ausführung durch Kanton, Regelfall (Bitte zusätzlich Auftragsformular unterzeichnen) 

�
Ausführung durch den Gebäudeeigentümer, Ausnahmefall
Bankverbindung des Gebäudeeigentümers (für Rückerstattungen, bitte Einzahlungsschein beilegen):

Kontoeigentümer
................................................................

Bank
................................................................

Konto Nr.
................................................................

Bemerkungen:
<< Bemerkungen >>

Beilagen:

1
akustisches Projekt, evtl. Rückerstattungsbeleg
2
Formular "Auftragserteilung an den Kanton"

3
Merkblatt "Optimales Lüften"

Die Parteien

	..............., ....................................
	..............., ....................................

	
	

	Der Kanton
	Der Gebäudeeigentümer:

	
	

	
	

	
	

	
	

	
	

	....................................................
	......................................................
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